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Rechte der Aktionäre gemäß  

§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127,  

131 Abs. 1 AktG 

______________________________________ 

 

• Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG  

Ergänzungen zur Tagesordnung können von Aktionären, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, 

verlangt werden. Die Verlangen müssen in schriftlicher Form mindestens 30 Tage vor der 

Hauptversammlung, also am 15. April 2013, bei der Gesellschaft eingehen. Jedem 

Verlangen muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Die Aktionäre 

haben gemäß § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG i.V.m. § 142 Abs. 2 Satz 2 AktG nachzuweisen, dass 

sie seit mindestens drei Monaten vor dem Tag des Zugangs des Verlangens bei der 

Gesellschaft Inhaber der erforderlichen Zahl der Aktien sind. 

• Alternative Wahlvorschläge zur Wahl des Abschlussprüfers und/oder des Mitglieds 

des Aufsichtsrats gemäß § 127 AktG und Gegenanträge gemäß § 126 Abs. 1 AktG  

Aktionäre der Gesellschaft können zur Wahl des Abschlussprüfers und/oder des Mitglieds 

des Aufsichtsrats alternative Wahlvorschläge und Gegenanträge zu bestimmten 

Beschlussvorschlägen der Tagesordnung übersenden. Gegenanträge müssen mit einer 

Begründung versehen sein. Die Wahlvorschläge und/oder Gegenanträge müssen 

mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, also am 1. Mai 2013 bei der Gesellschaft 

eingehen, damit diese von der Gesellschaft zugänglich gemacht werden können. 

Die Ergänzungsverlangen, Anträge und Wahlvorschläge können der Gesellschaft 

ausschließlich unter folgender Anschrift zugeleitet werden: ElringKlinger AG, 

Hauptversammlung/Rechtsabteilung, Max-Eyth-Straße 2, 72581 Dettingen/Erms, Fax 

(07123/724-459). Solche Anträge werden bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 

entsprechend den gesetzlichen Vorgaben veröffentlicht und sind auf der Internetseite von 

ElringKlinger unter www.elringklinger.de/de/hv2013 abrufbar. Eventuelle Stellungnahmen 

der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht. 

• Auskunftsrechte gemäß § 131 Abs. 1 AktG  

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom Vorstand 

gemäß § 131 Abs. 1 AktG Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen 

und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie die 

Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen 

verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der 

Tagesordnung erforderlich ist. 


